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Präsidentin Ilse Aigner: Jetzt rufe ich den Tagesordnungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde gem. § 65 BayLTGeschO auf Vorschlag der CSU-Fraktion

"Für einen schlanken Staat und eine starke Wirtschaft - Bayerns Vorreiterrolle 

bei der Entbürokratisierung"

Sie kennen das Prozedere. Die zehn Minuten nimmt auch gleich der Kollege Walter 

Nussel für die CSU-Fraktion in Anspruch.

Walter Nussel (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, Hohes Haus, Herr Ministerprä-

sident! Ich möchte meine Ausführungen unter die Argumente stellen: Grundversor-

gung sichern, Verwaltung einfacher machen, Datenschutzspielräume nutzen.

Wenn wir heute über Grundversorgung sprechen, dann sprechen wir über etwas sehr 

Grundsätzliches. Wir sprechen darüber, ob der Staat den Menschen im Alltag noch 

dient, ob wir funktionieren.

Was heißt nun Grundversorgung? – Grundversorgung heißt – ich habe das für mich 

in zehn Punkten definiert –: öffentliche Sicherheit und Ordnung, Gefahrenabwehr und 

Rechtsordnung; bezahlbarer, angemessener Wohnraum; Bildung und Betreuung ein-

schließlich Schule, frühkindliche Bildung und berufliche Qualifizierung; Wissenschaft 

und Forschung; Gesundheits- und Pflegeversorgung; Energie- und Wasserversor-

gung, Entsorgung gehört natürlich dazu; Verkehrsinfrastruktur, Mobilität, Erreichbar-

keit; digitale Grundversorgung; wohnortnahe Versorgung mit Gütern, Dienstleistungen, 

Essen und Trinken bereitstellen; grundlegende soziale kommunale Infrastruktur zur 

Sicherung gleichwertiger Lebensverhältnisse. Das sind die zehn Punkte der Grundver-

sorgung unseres Zusammenlebens, die ich für mich definiert habe.

Unsere Präsidentin hat gerade darauf hingewiesen, dass es selbst in Europa andere 

Länder gibt, in denen es nicht so gut funktioniert wie bei uns.

Damit es so bleibt, wie wir es hier gewöhnt sind, müssen wir die Weichen richtig 

stellen. Vor Ort ist entscheidend, ob eine Familie eine Wohnung findet, ein Betrieb in-
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vestieren kann, eine Pflegeeinrichtung erweitert werden kann oder Direktvermarktung 

rechtssicher möglich ist. Es zählt, ob Kommunen ein Vorhaben tatsächlich umsetzen 

können oder ob Bürgerinnen und Bürger Verwaltung als Hilfe oder als Hürde erleben. 

Deshalb ist die Sicherung der Grundversorgung ein Prüfstein für die Handlungsfähig-

keit unseres Staates. Ein Staat, der die Grundversorgung sichern will, muss nicht alles 

selbst machen, aber er muss es ermöglichen. Er muss Verfahren so ordnen, dass gute 

Vorhaben nicht unnötig liegen bleiben. Er muss das geltende Recht so anwenden, 

dass es schützt, aber nicht blockiert.

Genau hier gehört Bürokratieabbau hin. Bürokratieabbau ist kein Sonderthema für Ak-

tenordner. Bürokratieabbau ist Standortpolitik, Familienpolitik, Mittelstandspolitik und 

Kommunalpolitik. Dabei gibt es viele Hürden, die wir abbauen müssen. Dazu zählt, 

dass bei zusätzlichen Abstimmungsprozessen keine weiteren Formulare nötig sind. 

Wir müssen versuchen, parallele Prüfungen und Nachforderungen abzubauen sowie 

zusätzlichen Gutachten entgegenzutreten. Wir müssen für klare Zuständigkeiten sor-

gen. Für sich genommen wirkt vieles davon klein, aber in der Summe sind dies echte 

Hindernisse für unsere Gesellschaft und unsere Leistungsträger, die vor Ort für die 

Grundversorgung zuständig sind.

Der Ministerpräsident und die Staatsregierung haben darauf reagiert. Wir haben bis-

lang vier Modernisierungsgesetze hier im Plenum verabschiedet und bereits in den 

Vollzug gebracht. Das bedeutet: weniger Genehmigungspflichten, schnellere Verfah-

ren, höhere Wertgrenzen, mehr digitale Möglichkeiten, weniger Berichts- und Evaluati-

onspflichten und mehr Vertrauen in die Bürger. Der Leitgedanke ist richtig: Der Staat 

muss nicht alles bis ins letzte Detail regeln, sondern Wesentliches sichern, Freiräume 

eröffnen und Verfahren so gestalten, dass sie im Alltag funktionieren. Entscheidend 

ist: Erleichterungen müssen in der Praxis ankommen, nicht nur im Gesetzblatt oder 

in Broschüren, sondern auch in der Bauverwaltung, in Förderverfahren, in der Landes-

planung, in den Landratsämtern, in den Gemeinden und in den Entscheidungen vor 
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Ort. Angesichts dieses großen Zieles müssen wir jetzt zu konkreten Umsetzungen 

kommen.

Ein erster Hebel ist das Gutachterwesen: Wir müssen das Gutachterwesen unabding-

bar zurückdrängen. Wir müssen alles dafür tun, dass Landratsämter und Gemeinden 

nicht von der Angst getrieben immer weitere Gutachten verlangen, obwohl schon alles 

gesetzlich geregelt ist. Ich möchte dafür werben, dass wir übergreifend – auf Landes- 

und Bundesebene ministeriumsübergreifend, auf EU-Ebene kommissionsübergreifend 

– Rechtsportale und Plattformen schaffen, auf denen jeder auf Knopfdruck und in ein-

facher Sprache versteht, was gesetzlich vorgeschrieben ist, wo man sich mit seinem 

Vorhaben befindet und wo man konkret anpacken muss. Wir müssen solche Rechts-

portale mit massivem Druck umsetzen. Dabei sollten wir auch KI nutzen, um komple-

xe Rechtsfragen in konkrete Lebenslagen zu übersetzen. Wenn wir das schaffen, 

dann bin ich davon überzeugt, dass wir Bürokratie wesentlich besser und schneller 

abbauen. Dann geben wir den Menschen, die für die Grundversorgung verantwortlich 

sind, die Gewähr, dass sie keine weiteren Gutachten benötigen, sich nicht mehr im 

rechtsunsicheren Raum befinden und Verfahren nicht aus Sorge vor Fehlern immer 

wieder verschieben und neue Wege suchen müssen. Ich hoffe, dass wir dafür jetzt 

gemeinsame Lösungen finden.

Lassen Sie mich zum Datenschutz kommen: Ich habe vor drei Wochen erfahren, dass 

die Datenschutz-Grundverordnung der EU vom 25. Mai 2018 70 Öffnungsklauseln 

enthält. Ich erwarte von unseren Datenschutzbeauftragten auf Landes- und Bundes-

ebene, dass diese Öffnungsklauseln bestmöglich für uns genutzt werden. Wir müssen 

diese Öffnungsklauseln so nutzen, dass wir das eben Genannte zeitnah umsetzen. 

Datenschutz muss einerseits Bürger schützen und Vertrauen schaffen. Andererseits 

müssen wir auch fragen, was uns der Datenschutz an konkreten Vorgängen ermög-

licht, die wir dann umsetzen können. Für den Datenschutz ist nicht die Staatsregie-

rung, sondern sind die gewählten Abgeordneten verantwortlich. Wir müssen dem 

Datenschutz Grenzen setzen und diese 70 Öffnungsklauseln jetzt schnellstens um-

Protokollauszug
84. Plenum, 07.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 3



setzen. So schaffen wir die nötigen Freiheiten, damit Behörden Daten unkompliziert 

austauschen können und auch Unternehmen sowie Vereine davon profitieren, indem 

sie ihre Projekte schneller in die Tat umsetzen können.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Das ist kein Angriff auf den Datenschutz, sondern Ausdruck eines modernen Daten-

schutzes und Hilfestellung für uns. Wir müssen Datenschutz auch im Wording ganz 

anders transportieren und klarmachen, was er eigentlich bedeuten soll. Datenschutz 

heißt nicht, dass wir jedes Detail verklausuliert schützen. Viele Bürger warten darauf, 

dass wir beim Datenschutz jetzt Antworten finden.

Ich möchte dafür werben, Spielräume wesentlich besser zu nutzen. Wir müssen die 

Prozesse von der Kommunalebene bis zur EU-Ebene so begleiten, dass wir den han-

delnden Personen die Angst nehmen und den Bürokratieabbau auf einen guten Weg 

bringen. Die nächsten Schritte werden entscheidend sein. Die Vereinfachungen müs-

sen im Alltag der Bürgerinnen und Bürger, der Unternehmen, in den Kommunen sowie 

in den Behörden ankommen. Grundversorgung sichern heißt Zukunft ermöglichen. 

Wer will, dass Menschen in allen Teilen Bayerns gut leben und arbeiten können, muss 

Verfahren beschleunigen, Verantwortung stärken und Verwaltung einfacher machen. 

Genau darum geht es: nicht um weniger Staat, sondern um einen besseren Staat, 

um einen Staat, der schützt, wo Schutz notwendig ist, der ermöglicht, wo Initiative 

vorhanden ist, und entscheidet, wo entschieden werden muss.

Dafür möchten wir uns in dieser Aktuellen Stunde einsetzen. Lassen Sie uns diese 

Modernisierungsgesetze umsetzen. Das Fünfte wird bereits diskutiert und hoffentlich 

bald verabschiedet werden. Das Sechste wird ebenfalls vorbereitet. Im Zuge dessen 

müssen wir auch Verfahren bis weit in den nichtstaatlichen Bereich hinein genau 

analysieren – ob das der TÜV ist, ob das die Berufsgenossenschaften sind, ob das 

deutsche Industrienormen oder Vorgaben der Bautechnik sind. Diese Dinge müssen 

wir jetzt genauer analysieren, daraus die richtigen Schlüsse ziehen und diese hier 
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diskutieren. Wenn wir das zeitnah umsetzen, dann können wir die Bürokratie zurück-

drängen und die Demokratie dadurch aufrechterhalten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Vielen Dank, Herr Kollege. – Es gibt ein kleines technisches 

Problem; die Redezeit wird nicht angezeigt. Ich werde mich daher bemerkbar machen, 

wenn die Redezeit zu Ende geht. – Als Nächste hat Frau Ebner-Steiner für die AfD-

Fraktion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Katrin Ebner-Steiner (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Nussel, es gibt Tage, an denen Politik sehr ernst ist; an anderen 

gibt es auch einmal etwas zu lachen. Bei der heutigen Aktuellen Stunde stellt sich mir 

die Frage: Ist das noch Comedy oder schon Kabarett?

(Zuruf von den GRÜNEN)

Dass ausgerechnet die CSU einen schlanken Staat fordert, ist ein Geniestreich an 

Wählertäuschung. Kürzlich haben sich alle großen Wirtschaftsverbände in einem 

Brandbrief an die Regierung gewandt.Sie fordern eine Totalumkehr bei der Wirt-

schaftspolitik, insbesondere bei der Bürokratisierung.

Rund 80 % der Mittelständler beklagen eine überbordende Verwaltungslast. Theodor 

Weimer, der Ex-Chef der Deutschen Börse, sagt: Gerade bei der Digitalisierung habe 

die Regierung – so wörtlich – überhaupt gar nichts hingekriegt. In Estland dagegen 

könne jeder Bürger in fünf Minuten seine Steuererklärung machen und auch alles 

andere online erledigen.

Laut einer Umfrage machen über 40 % die CDU/CSU für die hohe Bürokratiebelas-

tung verantwortlich. Unter der unionsgeführten Großen Koalition haben sich zwischen 

2011 und 2022 die Kosten des jährlichen Erfüllungsaufwands vervierzehnfacht. In acht 
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Jahren hat allein die CSU in Bayern mehr als 100.000 Staatsbedienstete zusätzlich 

eingestellt und faktisch gar nichts dereguliert. Das ist dann wohl auch der Grund dafür, 

warum der Entbürokratisierungsbeauftragte der CSU, Herr Walter Nussel, seit 2022 

keine Jahresberichte mehr veröffentlicht.

Anders gesagt, meine Damen und Herren von der CSU: Das Bürokratiemonster, das 

Sie angeblich bekämpfen, sind Sie doch selbst!

(Beifall bei der AfD)

Deswegen glaubt Ihnen auf der Unternehmerseite auch keiner mehr ein Wort. Die 

Unternehmer wissen, dass Sie all Ihre wesentlichen Forderungen von uns, von der 

AfD, abgeschrieben haben.

(Robert Brannekämper (CSU): Ach ja! – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Um Gottes 

willen!)

Das lässt sich übrigens in der Chronologie der Parteiprogramme lückenlos nachwei-

sen.

Die Unternehmer wissen, dass Sie keines Ihrer Wahlversprechen einlösen können, 

und ich sage Ihnen, warum das so ist. Sie machen in Bayern brav und duckmäuse-

risch all das, was Sie zuvor auf der Bundesebene und auf der EU-Ebene beschlossen 

haben.

Net-Zero Industry Act, Nachhaltigkeitsberichterstattungsrichtlinie, Entgelttransparenz-

richtlinie, ESG-Kriterien, Lieferkettengesetz, Bundes-Klimaschutzgesetz, Energieeffi-

zienzgesetz, Hinweisgeberschutzgesetz und Gebäudeenergiegesetz, EU-Taxonomie 

und Berichtspflichten, die Abwasser- und Trinkwasserrichtlinien, Luftqualitätsrichtlini-

en, Abfallrahmenrichtlinie und die EU-Vergaberichtlinien, Transparenz, Schwellenwer-

te und Wettbewerbsregeln, die Bau- und Raumordnung und letztlich die Datenschutz-

Grundverordnung: Wird Ihnen da nicht schwindlig? Das alles ist doch der Wahnsinn! 
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All das haben Sie auf den Weg gebracht und damit unserer bayerischen Wirtschaft 

den Wackerstein um den Hals gelegt.

Ihre rot-grünen Klimaschutzmaßnahmen – Verbrenner-Aus, Zerstörung der Kernkraft, 

CO2-Bepreisung, Wassercent, Solardachzwang, das Bayerische Klimaschutzgesetz 

–, die Liste Ihrer Bürokratie- und Finanzwackersteine ließe sich beliebig fortsetzen. 

Das IW Köln zeigt die dramatischen Folgen. Durchschnittliche Arbeitnehmer verbrin-

gen rund einen Arbeitstag pro Woche mit Dokumentations- und Berichtspflichten und 

Führungskräfte sogar zwei Tage. Das bedeutet gewaltige Produktivitätsverluste und 

Bürokratiekosten von 500 Milliarden Euro jährlich; ganz zu schweigen von der millio-

nenfachen Vernichtung von Arbeitsplätzen.

All Ihre Ankündigungen und Ihre Behauptungen sind nur Heuchelei. Wir hingegen 

sind die einzigen, die effizient und weitreichend entbürokratisieren werden – mit einem 

fundamentalen Staatsrückbau, mit der Kettensäge, nicht mit der Nagelfeile.

Wir werden drei Ministerien abschaffen, die Zahl der Bediensteten massiv senken und 

die KI-basierte Modernisierung

(Zuruf der Abgeordneten Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER))

der Verwaltung vorantreiben.

Wir brauchen endlich Sonderwirtschaftszonen, und die Einführung der "One in, two 

out" – Regel; das heißt, für jede neue Belastung müssen zwei alte Belastungen gestri-

chen werden.

Wir werden Genehmigungsverfahren durch Fast-Track-Modelle radikal beschleunigen.

Sobald die AfD regiert, wird sich die Verwaltung als Dienstleister am Bürger und 

am Unternehmer und nicht als Dienstleister der Regierung verstehen. So sichern wir 

unsere Arbeitsplätze in Bayern nachhaltig, denn eine florierende Wirtschaft sichert 
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die soziale Marktwirtschaft und letztlich den sozialen Frieden bei uns im schönen 

Bayernland.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht für die FREIEN WÄHLER der Kollege 

Stefan Frühbeißer, und er beansprucht die zehnminütige Redezeit.

Stefan Frühbeißer (FREIE WÄHLER): Verehrte Frau Präsidentin, verehrter Herr Mi-

nisterpräsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Vorrede zeigt mir ganz deutlich, 

dass man noch einmal analysieren muss, was Bürokratie eigentlich heißt. Dieses Un-

wort bedeutet die Summe von Regelungen, von Vorschriften, die das Zusammenleben 

in einem Staat regelt. Das eine oder andere hat sich jedoch – zugegebenermaßen – in 

gewisse Extreme entwickelt und bedeutet auch eine gewisse Fehlentwicklung.

Man muss aber auch ganz deutlich sagen: Was wir heute wieder gehört haben, ist 

einerseits eher die Tendenz zu Gewalt – Kettensäge wurde angesprochen –, zu Ge-

waltherrschaft,

(Zuruf der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner (AfD))

und andererseits Anarchie, wo man Regeln auflösen und das vernünftige Miteinander 

aufheben möchte, wo man das zunichtemachen will, worauf sich die Menschen verlas-

sen können, nämlich klare Regelungen, Rechtsanspruch.

Wenn man in der Historie auch international zurückgeht, war der Standort Deutsch-

land deshalb der Standort erster Wahl, weil die Unternehmer gewusst haben: Hier ist 

es geregelt. Ich kann mich darauf verlassen, dass ich einen Rechtsanspruch habe, 

wenn ich Regeln einhalte.

(Zuruf der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner (AfD))
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Wir sind nicht in einer Bananenrepublik oder in einem Land, in dem man nach 

Gutdünken entscheidet. Deutschland bzw. Bayern ist ein verlässliches Land, wo es 

funktioniert.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU, den GRÜNEN und der SPD)

Ich sage: Es war so richtig; es war so die Tendenz. Wir haben natürlich Entwicklungen, 

Fehlentwicklungen, die man unterschiedlich interpretieren kann. Aber auch das erken-

nen wir und handeln.

Wir sehen dann, ob es EU-Vorgaben sind. An sich waren sie nicht verkehrt; denn 

die Grundidee war, einheitliche Regelungen zu finden. Die Misere war vielmehr, dass 

es trotzdem Länder gab, die gemeint haben, immer wieder Einzelregelungen für sich 

finden zu müssen. Außerdem ist ein Kernproblem – dazu müssen wir auch stehen 

–, dass der Föderalismus innerhalb Deutschlands dazu führt, dass in Ländern unter-

schiedliche Vorstellungen herrschen, wie man verschiedene Aufgaben löst oder nicht 

löst.

Das hat zu gewissen Entwicklungen geführt, und diese zurückzudrehen, ist ein Kraft-

akt, eine gewaltige Aufgabe. Diese Aufgabe sind wir aber angegangen, und diese 

Aufgabe lösen wir auch.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich möchte das an dem Beispiel verdeutlichen, was bereits veranlasst ist. Der Kollege 

Nussel hat es schon angesprochen. Er ist Entbürokratisierungsbeauftragter und damit 

die Stelle, die sich um die Einzelfälle kümmert. Außerdem haben wir eine Enquete-

Kommission eingerichtet, die in wenigen Monaten einen Bericht mit mehreren Hundert 

Handlungsempfehlungen vorstellen wird, die allesamt unter Beiziehung von externen 

Sachverständigen, von Fachleuten erarbeitet wurden und die darauf abzielen, das 

Funktionierende an diesem Staat weiterzuentwickeln, weiterzuführen und vor allem 

unser Land weiter voranzubringen.
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Wenn man von Bürokratie in der Wirtschaft spricht, muss man auch genauer analysie-

ren: Woher kommt das? Wir haben verschiedenste Vorschriften, zum Beispiel aus 

dem Arbeitsschutz, aus den DIN-Regelungen, die sich auswirken. Das sind Vorgaben, 

die gar nicht vom Gesetzgeber her entstanden sind, sondern die die Wirtschaft entwi-

ckelt hat, um gewisse Standards zu erfüllen und vorzugeben.

Auch das ist ein Thema, das sich nicht so leicht durch Gesetzgebung ändert lässt. 

Allerdings wurden aus einer Vielzahl von Gesetzen und Vorgaben die anerkannten 

Regeln der Technik bereits herausgenommen, damit genau diese Grundlage nicht 

mehr da ist und der Auftraggeber frei entscheiden kann: Was sind für mich die Maß-

stäbe, die ich bei meinem Projekt anlegen will? Worauf lege ich größten Wert? Was 

ist wichtig? Ich glaube, es ist ein richtiger Weg, hier wieder mehr Entscheidungsfreiheit 

vorzugeben.

Weiter wurde der Punkt angesprochen, der uns letztendlich vor Augen führt, dass 

wir – ich formuliere es einmal so – eine Entwicklung haben, bei der wir in den 

letzten Jahrzehnten das Einzelinteresse vor das Gemeinwohl gestellt haben. Jeder 

Einzelne kann doch gegen alles und was er gerade will klagen. Ich nenne nur das 

Stichwort Verbandsklagerecht. Dabei werden verschiedenste sinnvolle Projekte lange 

aufgeschoben oder scheitern eventuell sogar völlig. Auch das sind die Themen, die 

unsere Wirtschaft zu Recht kritisiert, aber auch da wird es entsprechende Lösungsan-

sätze geben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Gehen wir aber noch weiter: Was ist noch Bürokratie, die angeblich so belastet? Wenn 

man mit den Leuten spricht, können viele interessanterweise gar keine konkreten 

Beispiele nennen, was sie denn so hindert. Das hat sich zu einem Unwort entwickelt: 

Alle Regelungen, die ich als belastend empfinde, sind für mich Bürokratie. Sicherlich 

gibt es viele Vorgaben, die man entzerren kann, was bereits auch über die Modernisie-

rungsgesetze erfolgt ist und weiter erfolgt.
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Ein wichtiger Aspekt ist, dass sich die Regierungskoalition auf die Fahnen geschrie-

ben hat, auch den Staat und Verwaltungsverfahren zu reformieren und völlig neu 

zu denken. Ich nenne nur ein Beispiel: Warum brauchen wir eine oberste und eine 

untere Naturschutzbehörde? Warum brauchen wir Fachstellen für Wasserrecht in den 

Landratsämtern und zusätzlich Wasserwirtschaftsämter? Das sind alles Ansätze, die 

wir neu denken können, um das Ganze zu straffen.

Ein ganz wichtiger Aspekt ist bei dieser Herangehensweise die Chance der Digitali-

sierung. Estland ist angesprochen worden; wir können genügend Beispiele bringen. 

Das ist natürlich aus einer ganz anderen Entwicklung heraus entstanden. Die haben 

diesen Föderalismus wie wir in Deutschland nicht, wo jedes einzelne Land für sich in 

bestimmten Bereichen – sei es in der Bildung oder in anderen Bereichen – über viele 

Jahre hinweg Systeme, Software usw. entwickelt hat. Das kann man nicht von heute 

auf morgen umdrehen, aber genau die Ansätze sind da, dass die Bürgerin und der 

Bürger künftig mit einer einheitlichen Personen-ID ähnlich wie in Skandinavien ganz 

normal Aufgaben erledigen kann. Es ist nicht so, dass wir das Ganze nicht in Arbeit 

haben; das ist alles längst in Vorbereitung.

Wir wollen ein Zentralregister, damit Daten, die man bei einer Antragstellung braucht, 

zentral erfasst sind, und ich nicht bei jeder Fachstelle meine Daten immer wieder 

neu eingeben muss. Diese ganzen Wege sind natürlich nach dem Vorbild anderer 

Länder übertragen und in die Überlegungen übernommen worden. Das wird neben 

den Aufgaben eine ganz große Chance sein: Entbürokratisierung von Vorschriften 

prüfen, neue Gesetzen nur, wenn wir dadurch andere ersetzen oder zusammenfassen 

können.

Das sind die richtigen Ansätze, um vertrauenswürdig zu agieren und vor allen Dingen 

nicht darauf zu verfallen, Gesetze aufzulösen. Wir wollen keine Anarchie, wir wollen 

keinen Unrechtsstaat, sondern wir wollen einen Freistaat Bayern, der unseren jungen 

Menschen Zukunft bietet, der verlässlich, der zuverlässig für unsere Unternehmen ist. 

Das werden wir dadurch letztlich auch schaffen.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Ich möchte noch ein Beispiel zur Digitalisierung herausgreifen: Alle gesetzlichen Vor-

gaben werden im Digitalcheck in unserem Digitalministerium überprüft, indem ich sehe 

und prüfe, wie sich das alles zukunftsweisend umsetzen lässt, ohne dass ich mit An-

tragsformularen arbeite. Wir haben die Situation, dass eine Förderplattform aufgelegt 

wird, dass ich von der Antragstellung, von der Frage der Kommune, welche Förder-

programme es überhaupt gibt, über die Antragsstellung, über die Abwicklung bis hin 

zur Schlussabrechnung alles über diese Förderplattform erledigen kann. Bei diesen 

Ansätzen ist Bayern mit Sicherheit deutschlandweit führend. Das wird der richtige Weg 

sein, der unsere Kommunen beim Aufwand dramatisch entlasten wird.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Lassen Sie mich noch einen Punkt aufgreifen: Als letzte Woche die deutsche Nati-

onalmannschaft bei der WM ausgeschieden ist, haben sich am nächsten Tag die 

Kommentare überschlagen, das sei sinnbildlich für Deutschland. Es mag für den Au-

ßenstehenden, der das beobachtet, ja sein, dass sich die Politik die Bälle zuschiebt, 

um alles abzusichern, dass keiner Verantwortung übernehmen will, dass es keine 

zielgerichteten Vorstöße gibt: In diese Richtung gehen wir. – Das mag in der Wahrneh-

mung durchaus sein, dass der eine oder andere meint, das ist beispielhaft, das ist 

eigentlich prägnant für diese Entwicklung.

Jeder von uns weiß aber, dass es nicht so ist. Es mag sein, dass man die Schuld 

bei Einzelnen sucht, dass man meint, ein Einzelspieler, der vielleicht nicht ganz seine 

Leistung abgerufen hat, sei schuld. Entscheidend ist aber – das ist das Wichtigste für 

die Bevölkerung bei uns in Bayern und in Deutschland –, dass wir endlich einmal wie-

der zu Teamleistungen kommen, dass man die Schuld nicht den anderen zuschiebt, 

nicht den anderen zuweist, sondern selbst die Ärmel hochkrempelt, selbst Verantwor-

tung übernimmt. Letztlich bringt ein Trainerwechsel überhaupt nichts. Es bringt nur 

etwas, wenn wir uns insgesamt vernünftig aufstellen.
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Wenn man die Länder im Baltikum und in Skandinavien nennt, muss man auch sagen: 

Ein ganz entscheidender Prozess wird sein, dass die Bevölkerung hinter den beab-

sichtigten Maßnahmen steht, dass man sich nicht auf Datenschutz und nicht auf das 

Einzelrecht beruft, sondern auf das Gemeinwohl schaut und letztlich auch in Kauf 

nimmt, dass das eine oder andere vielleicht nicht so geregelt ist, wie sich der Einzelne 

das vorstellt, weil eben das Gemeinwohl vorgeht. In diesem Sinne arbeiten wir in der 

Koalition weiter.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht ebenfalls zehn Minuten Kollege Johan-

nes Becher für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Ich darf im Rahmen dieser Diskussion zunächst einmal festhalten, 

dass die demokratischen Fraktionen versuchen, diesen Staat schlanker und effizienter 

zu machen, und dass eine Fraktion versucht, diesen Staat kaputt zu machen und das 

Recht des Stärkeren durchzusetzen – Willkür, Bananenrepublik, Verfassungsschutz-

berichte abschaffen. Wer so agiert, braucht sich auch nicht zu wundern. Das hat nichts 

mit Entbürokratisierung zu tun, es ist staatszerstörend, wenn man dem folgt, was Sie 

hier alles vortragen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Lieber Kollege Stefan Frühbeißer, Entbürokratisierung lädt in Zeiten der Fußball-WM 

irgendwie zu Vergleichen ein. Wenn man die Nationalmannschaft nimmt, braucht man 

halt eine ehrliche Analyse. Wenn man sagt, wir wären Vorreiter, wird es schwierig. 

Die CSU sagt, sie sei Vorreiter der Entbürokratisierung. Wenn man sich in Europa 

umschaut, kann man kaum zu dieser Erkenntnis kommen.

Estland ist schon angeklungen; da hat man immer gesagt: Estland ist viel kleiner als 

wir, und die haben neu angefangen. Das kannst du nicht vergleichen. – Dann waren 
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wir in Skandinavien; da hat man gesagt: Skandinavien ist eine andere Kultur. Das alles 

könne man angeblich nicht vergleichen. Jetzt waren wir mit der Enquete-Kommission 

in Österreich. Die sind aber doch so ähnlich wie wir, auch vom Staatsaufbau her. Wir 

stellen fest: Österreich ist uns 15 bis 20 Jahre voraus, insbesondere im Bereich der 

Verwaltungsdigitalisierung. Die schonungslose Analyse heißt: Bayern ist kein Vorreiter. 

Wir sind Nachzügler. Wir müssen dringend aufholen. So viel Ehrlichkeit muss am 

Anfang einer solchen Debatte sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir bemühen uns im Landtag vielfältig, würde ich sagen. Wir wollen mit der Entbü-

rokratisierung eigentlich Doppelstrukturen abschaffen. Jetzt haben wir einen Bürokra-

tieabbaubeauftragten, wir haben eine Kommission in der Staatskanzlei, weil die Task-

force auf Bundesebene besteht, brauchen wir noch eine bayerische Taskforce. Wir 

haben einen Normenkontrollrat, der allerdings dem Landtag seine Informationen nicht 

geben darf, weil man das nicht möchte. Wir haben noch eine Enquete-Kommission im 

Landtag. So ganz effizient ist unser Aufbau der Entbürokratisierung auch noch nicht.

Wohin wollen wir eigentlich? Was ist die Vision? – Unsere Vision ist in der Tat ein mo-

derner Staat, der wettbewerbsfähig ist, der auch die Leistungsfähigkeit der Verwaltung 

im Blick hat, gemeinwohlorientiert, serviceorientiert – ich glaube, das ist ganz relevant 

–, transparent, mit digitalen Prozessen, und es geht um Vertrauen. Ich glaube, ich 

kann das sagen: In der Enquete-Kommission kommt bei jedem Themenfeld in den 

letzten zwei Jahren – egal wohin wir schauen – dieses Thema "Vertrauen". Wir müs-

sen wegkommen vom Generalverdacht und hin zum Generalzutrauen kommen.

Jetzt schaue ich mir aber die letzte Woche auf Bundesebene an. Ihr seid beteiligt, 

ihr wart im Koalitionsausschuss, der Herr Ministerpräsident war dort. Jetzt macht man 

eine Regelung, mit der man den Leuten generell misstraut, indem man sagt: Wer 

einen Tag krank ist, muss sofort zum Doktor gehen, Attestpflicht ab dem ersten Tag. 
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– Das ist das Gegenteil von Vertrauen, das ist das Gegenteil von Entbürokratisierung, 

das ist Gift für all das.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn ich abgesehen davon in die Praxis schaue: Bei denjenigen, die heute, am 

Dienstag, zum Doktor gehen, besteht das große Risiko, dass die Ärztin oder der 

Arzt sagt: "Damit ich dich diese Woche nicht mehr sehe, schreibe ich dich bis Ende 

der Woche krank", obwohl die vielleicht morgen oder übermorgen schon wieder ein-

satzfähig wären. Das Ziel erreichen wir also gar nicht. Was das kostet, was das an 

Bürokratieaufwand ist: Ich erwarte einen Aufschrei von der SPD, aber vor allem von 

der CSU. Wer sich "Entbürokratisierung" auf die Fahne schreibt, darf die Attestpflicht 

in dieser Form nicht durchwinken. Da sind Sie gefordert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zur Transparenz. Wir haben die Debatte über einen transparenten Staat geführt. Ihre 

Lösung in den Modernisierungsgesetzen war: Wenn die Staatsregierung nicht mehr 

so viel berichten muss, hat sie weniger Arbeit. Unsere Lösung wäre gewesen: Wir 

stellen diese Daten alle online zur Verfügung, nutzen die KI mit Dashboards, die uns 

aktualisiert eben die Berichte erstellt, die gerade benötigt werden. Das wäre modern.

Wir sehen heute im Bund: Das Informationsfreiheitsgesetz, bei dem es darum geht, 

Informationen bereitzustellen, soll eingeschränkt werden; Punkt 32. Ein bayerisches 

Informationsfreiheitsgesetz gibt es gleich gar nicht. Das hat also dazu geführt, dass 

Kommunen in Bayern viele einzelne Informationsfreiheitssatzungen machen mussten. 

Hätte man ein gescheites Gesetz, würde man einfach die Informationen zur Verfügung 

stellen; dann wären wir transparent. Transparenz ist wichtig, weil sie die Basis für Ver-

trauen ist, und das brauchen wir. Wir brauchen doch das Vertrauen der Bürgerinnen 

und Bürger, der Unternehmen in den Staat. Wir müssen selbst ein Staat sein, der 

Vertrauen hat. Wenn wir das nicht hinbekommen, werden viele Einzelbemühungen 
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leider im Sande verlaufen. Daher werbe ich noch einmal dafür: Transparenz ist kein 

Gegner der Entbürokratisierung, sondern sie ist die Basis für Vertrauen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich komme zum Datenschutz, der schon angesprochen worden ist. Was haben wir 

uns aufgeregt – also nicht zwingend wir, aber der konservative Teil, die politische 

Debatte, der Stammtisch –, als diese Datenschutz-Grundverordnung gekommen ist. 

Alle haben geschimpft: Was machen die in Brüssel mit uns? – Acht Jahre später 

stellen wir fest: Eigentlich jedes europäische Nachbarland, in dem wir sind, hat einen 

ziemlich pragmatischen Umgang mit der Datenschutz-Grundverordnung gefunden. Ir-

gendwie können die lauter Dinge tun, die bei uns angeblich alle nicht gehen. Dann 

ist doch die klare Erkenntnis: Das ganze Brüssel-Bashing war für den Eimer. Unsere 

eigenen Regelungen sind das Problem.Diese eigenen Regelungen führen dann dazu, 

dass innerhalb einer Behörde Daten nicht von einer Abteilung zur anderen getragen 

werden können. Ich denke mir: Wir brauchen einen Datenschutz. Schon wieder, Herr 

Dr. Herrmann, kommt das Thema Transparenz,

(Zuruf des Staatsministers Dr. Florian Herrmann)

weil es ja nicht darum gehen kann, die Daten einfach zu nehmen und zu sagen, der 

Staat macht irgendetwas damit. Ich glaube, wir müssen dahin kommen, dass, wenn 

ich meine Daten dem Staat gebe, getrackt wird, wenn irgendeine öffentliche Stelle aus 

einem bestimmten Grund auf meine Daten zugreift. Bei jedem Packerl weiß ich, wenn 

es umgeladen wird, im Zwischenlager ist oder sich in der Packstation befindet, wenn 

aber der Staat auf meine Daten zugreift, sagt man: Das geht alles nicht; das ist nicht 

möglich.

Ich glaube, Datenschutz muss mit den Bürgerinnen und Bürgern gedacht werden. 

Den Bürgerinnen und Bürgern muss es einen Mehrwert bringen, wenn Daten zur Ver-

fügung gestellt werden. Wenn das passiert, haben wir keine Probleme mehr. Das sind 

aber unsere eigenen Hausaufgaben. Das sind nicht die Hausaufgaben von Brüssel. 
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Das wären Ihre Hausaufgaben; denn Sie regieren seit Jahrzehnten in diesem Land 

und beklagen jetzt die Probleme.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zur Verwaltungsdigitalisierung. Die Dänen haben zum 1. Januar die Post abgeschafft. 

Kollege Frühbeißer hat zu Recht darauf hingewiesen, wie man es machen muss, wie 

es alle machen. Wir brauchen eine ID. Die Bayern-ID, der bayerische Sonderweg, 

ist Käse. Das müssen wir bleiben lassen. Wir brauchen eines bundesweite ID. Die 

Schnittstellen müssen sauber definiert werden. Dann führen wir meinetwegen einen 

Wettbewerb um die beste Software durch. Die bayerischen Insellösungen in der Digi-

talisierung sind Quatsch, selbst wenn sie im ersten Moment nett klingen. Mit Blick auf 

das Gesamte müssen wir aber damit aufhören. Zum Beispiel gibt es einen eigenen 

bayerischen Elterngeldantrag, obwohl es ein bundesweites Standardverfahren gibt, 

das 13 andere Bundesländer anwenden. Damit müssen wir aufhören. So kommen wir 

nicht weiter.

Auch die Kommunen müssen entsprechend mitgenommen werden. Wenn jede einzel-

ne Kommune eine Insellösung bastelt, werden wir die digitale Dividende nicht bekom-

men. Wir brauchen die Standardisierung; wir brauchen standardisierte Schnittstellen 

und dann den Wettbewerb um die beste Software. Nur das ist der Weg; alles andere 

nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Neben der ID, mit der Bürokratie und Verwaltung quasi so einfach wie Online-Banking 

sind, muss es auch eine Vernetzung der Register geben. Man braucht ein Register, 

in dem die Daten zusammenlaufen können, und man braucht ein Postfach, damit der 

digitale Zugang sicher gewährleistet wird, damit klar ist, wann ein Dokument wem 

zugegangen ist. Wenn man all das hat, wenn alle Prozesse digitalisiert sind, kann man 

die Post abschaffen.
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Wir sind hier aber ganz am Anfang, weil wir über Jahre falsch gearbeitet haben. Wir 

haben immer die Oberfläche digitalisiert, aber nicht den Weg in den Behörden. Das 

ist falsch. Die komplette Kette, der komplette Prozess muss digitalisiert sein; er muss 

auch automatisiert sein, damit KI überhaupt vernünftig verwendet werden kann. Wenn 

wir das machen, haben wir vielleicht die Chance aufzuholen. Von der Vorreiterposition 

sind wir aber leider meilenweit entfernt. Ich sage "leider"; denn ich hätte das gerne wie 

in Österreich oder wie in Skandinavien. Da sind wir aber nicht. Das ist bedauerlicher-

weise Fakt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich möchte das Thema Wirtschaft ansprechen. Schauen wir nach Österreich. Wir 

haben uns das Unternehmensserviceportal angesehen. Jedes Unternehmen in Öster-

reich arbeitet mit dem Unternehmensserviceportal. Warum? – Weil es gut ist, weil 

man dort alle Infos, alle Services bekommt. Damit kann ich der Kommune, dem Staat, 

wem auch immer, eine Rechnung schreiben. Es gibt den Registerzugriff. Zoll, Steuern, 

Postfach, Genehmigungen, Statistiken – das alles in einem Portal. Das ist keine Rock-

et Science, wie man so schön sagt. Österreich macht uns vor, wie es geht. Als wir im 

österreichischen Bundeskanzleramt waren, waren wir angemessen beeindruckt. Wir 

haben gesehen, dass wir noch einen weiten Weg vor uns haben. Das würde gehen, 

und das wird auch gelingen, aber wir müssen mit dem Beweihräuchern aufhören und 

ehrlich arbeiten und versuchen, etwas vorwärtszubringen.

Ein letzter Punkt. Ich möchte auch mit einem Fußballvergleich schließen. Wohin man 

kommt, wenn man die Kettensäge nimmt, wenn man keine Regeln mehr hat, sieht 

man bei der FIFA. Da ruft dann der amerikanische Präsident an, und plötzlich werden 

die Regeln ausgehebelt. Das ist Ihr System, das Willkürsystem, das Recht des Stärke-

ren; das will die AfD. Ich glaube, die Methode Trump ist ein Irrweg. Wir brauchen sie 

nicht. Wir brauchen vernünftige Entbürokratisierung. Lassen Sie uns daran arbeiten.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Präsidentin Ilse Aigner: Und jetzt spricht die Kollegin Katja Weitzel für die SPD-Frak-

tion.

Katja Weitzel (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg:innen! Die Staats-

regierung feiert sich gerne als Meisterin der Entbürokratisierung. Wer aber wirklich 

wissen will, wie es um schlanke, effiziente Verwaltung im Freistaat bestellt ist, muss 

nur den Bericht des Obersten Rechnungshofes aufschlagen. Der liest sich – um es mit 

den Worten meines Kollegen Volkmar Halbleib zu sagen – wie eine Dauerdiagnose: 

Jahr für Jahr dieselben Baustellen und dieselben Defizite.

Erstens. Das Förderwesen. Fördersätze werden uneinheitlich ermittelt. Ein wirtschaftli-

cher und effizienter Einsatz der Mittel ist nicht garantiert, auch wenn es um Milliarden-

zuweisungen für Schulen und Kindergärten geht. Es besteht ein Förderdickicht, was 

der Oberste Rechnungshof in bemerkenswertem Umfang kritisiert und beanstandet. 

In der Enquete-Kommission musste die Staatsregierung einräumen, dass sie keinen 

genauen Überblick über das Förderwesen im Freistaat hat. Wer aber Bürokratie wirk-

lich abbauen will, würde doch genau hier anfangen und genau da aufräumen, meine 

Damen und Herren.

Zweitens. Die Digitalisierung. Die eigentlich beschlossene Volldigitalisierung der 

Staatsverwaltung hat schlicht nicht stattgefunden. Bayern inszeniert sich gern als 

Digitalland, doch die eigene Verwaltung hängt weit hinter der eigenen vollmundigen 

Ankündigung zurück. Das kostet die Steuerzahler:innen jedes Jahr bares Geld. Digita-

lisierung – seien wir einmal ehrlich – ist doch der Schlüssel zur Entbürokratisierung. 

Genau hier versagt die Staatsregierung – wir haben es gerade von meinem Vorredner 

gehört.

Drittens. Der Steuervollzug. Die Kassennachschau ist ein wirksames Instrument 

gegen Steuerhinterziehung, aber nur, wenn sie auch genutzt wird. Bayern setzt sie 

viel zu selten ein. Angesichts der enormen Steuerausfallrisiken ist das nicht nachvoll-

ziehbar.
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(Beifall bei der SPD)

Was macht die Staatsregierung stattdessen? – Sie legt ein Modernisierungsgesetz 

nach dem anderen vor und nennt das Bürokratieabbau. Im Wesentlichen wurden bis-

her Berichts- und Prüfpflichten abgebaut, die eigentlich der Kontrolle und Transparenz 

dienen sollten.

Ein Beispiel ist die Umweltverträglichkeitsprüfung. Unter Missachtung des euro-

päischen Umweltrechts haben Sie im Dritten Modernisierungsgesetz die Schwellen-

werte für die zwingende Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung extrem er-

höht – mit der Folge, dass zum Beispiel der Neubau von Skipisten oder Seilbahnen 

ohne Umweltverträglichkeitsprüfung genehmigt wird, wenn die Vorhaben unterhalb 

dieser Schwellenwerte liegen. Das heißt: keine Prüfung, ob das Bauvorhaben negative 

Auswirkungen auf Natur und Landschaft hat, keine Beteiligung der Umweltverbände, 

keine Transparenz betreffend die Auswirkungen des Bauvorhabens auf Umwelt und 

Klima.

Wir leben aber Gott sei Dank in einem funktionierenden Rechtsstaat. Gegen den 

Neubau der Seilbahn am Fellhorn, die Scheidtobelbahn, hat der Landesbund für Vo-

gelschutz über einen Eilantrag vor dem Verwaltungsgericht erreicht, dass das Bauvor-

haben vorerst gestoppt werden muss. Warum? – Weil das Gericht erhebliche Zweifel 

daran hat, ob die Genehmigung dieses Bauvorhabens ohne Umweltverträglichkeits-

prüfung, wie dies seit dem Dritten Modernisierungsgesetz möglich ist, überhaupt mit 

EU-Recht vereinbar ist. Das war eine erste Niederlage vor Gericht. Ich bin mir sicher: 

Weitere Niederlagen werden folgen. Sie haben alle unseren Warnungen, unsere Än-

derungsanträge hierzu in den Wind geschlagen, und jetzt sehen Sie sich langwierigen 

Gerichtsverfahren ausgesetzt. Da frage ich: Ist das der Bürokratieabbau auf baye-

rische Art?

(Beifall bei der SPD)
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Fazit: Was Sie als Bürokratieabbau feiern, dient weniger den Menschen, sondern viel-

mehr den Lobbyisten, die am lautesten schreien, und der Staatsregierung selbst; denn 

bisher haben Sie europäische Schutzstandards für den Schutz der Alpen abgebaut 

und glänzen durch die ersatzlose Streichung von Klimaschutzbericht, von Gleichstel-

lungsbericht oder Psychiatriebericht. Diese Liste könnte ich endlos fortsetzen.

Liebe Kolleginnen, das ist aber kein Abbau von Aktenbergen, sondern Abschaffung 

von Kontrolle; denn echter Bürokratieabbau entlastet die Menschen. Was Sie machen, 

entlastet vor allen Dingen Sie selbst. Wir als SPD-Fraktion verweigern uns konstrukti-

vem Bürokratieabbau nicht, aber er muss den Menschen dienen und nicht der Staats-

regierung, die sich damit von aller Verantwortung und von Kontrolle befreit, ob Geset-

zesvorhaben – sei es Digitalisierung, sei es Gleichstellung, sei es Klimaschutz –, die 

wir hier alle beschlossen haben, auch wirklich umgesetzt werden. Hier begeben Sie 

sich der Verantwortung, und da machen wir nicht mit. Ansonsten sind wir natürlich zu 

jeder ordnungsgemäßen Entbürokratisierung, wenn sie Sinn und Verstand hat, bereit.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht der Kollege Steffen Vogel für die CSU-

Fraktion.

Steffen Vogel (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Natürlich ist Bürokratieabbau kein Selbstzweck. Natürlich dient Bürokratieabbau einem 

höheren Ziel, nämlich einer starken Wirtschaft. Der Deutsche Industrie- und Handels-

kammertag beziffert die Bürokratiekosten für deutsche Unternehmen mit 147 Milliar-

den Euro pro Jahr.

Das heißt: Das beste Konjunkturprogramm, das wir als Staat, als Bund, als staatliche 

Ebenen für unsere Wirtschaft auflegen können, ist einfach weniger Bürokratie, sind 

weniger Kosten und damit mehr Freiraum und Luft; das ist der größte Booster für die 

Wirtschaft unseres Landes.
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(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Das geht natürlich auch mit einem schlankem Staat einher. Man muss sich einmal 

überlegen, dass 40 % der Ausgaben unseres Freistaates Bayern ins Personal gehen; 

das kann man sich bei einem Haushalt von 70 Milliarden ausrechnen. Was das an 

freiem Spielraum für Investitionen, vielleicht auch an Entlastung und mehr Freiraum für 

diejenigen, die in unserem Land etwas bewegen wollen, bedeuten würde, wenn wir mit 

weniger Geld auskommen würden! Deshalb ist Bürokratieabbau auch so wichtig.

Selbstverständlich bin ich davon überzeugt, dass Bayern Vorreiter ist. Bayern ist im 

Bürokratieabbau in Deutschland Vorreiter. Das wurde uns in der Kommissionssitzung 

auch von den Bundesvertretern bestätigt. Wir sind für andere Bundesländer beispiel-

gebend.

Wir hatten die Regierungserklärung des Ministerpräsidenten im Juni 2024, wo er das 

Thema "Bürokratieabbau und schlanker, moderner Staat" als Leitthema für diese Le-

gislaturperiode letztlich mit dem Blick auf 2030 festgelegt hat. Wir haben fünf Moderni-

sierungsgesetze, das sechste ist im Anmarsch. Wir sind das einzige Bundesland, wo 

der Landtag selbst eine Kommission einsetzt und sagt: Bürokratieabbau geht doch 

nicht nur die Regierung, nicht nur die Exekutive, sondern auch die Legislative etwas 

an. Wir sind das einzige Bundesland, das eine Kommission hat, die sich bewusst auch 

mit dem Thema Bürokratieabbau auseinandersetzt. Damit sind wir selbstverständlich 

Vorreiter, weil wir alle, auch alle Parteien und Fraktionen einbinden.

Ich sage das auch als Vorsitzender: Ich bin für diesen positiven, diesen guten Geist, 

den wir in der Enquete-Kommission haben, sehr dankbar. Bei allen Parteien und Frak-

tionen fühlt und spürt man wirklich den tiefen Willen, dass man unser Land schlanker, 

moderner, digitaler, ja besser machen will.

Ich halte das auch für zwingend notwendig. Die Frage ist: Was können wir tun? – Wir 

haben in der Enquete-Kommission auch festgestellt – das gehört zur Wahrheit dazu –, 
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dass wir als Freistaat Bayern zu einem großen Teil Vollzugsorgan sind. Wir vollziehen 

Bundes- und Europarecht.

Deshalb ist es eine spannende Frage, Bürokratieabbau weiterzudenken. Das eine ist 

der Abbau von Vorschriften. Das andere ist die Frage: Können wir auch im Vollzug von 

Gesetzen besser werden? Deshalb muss man die Frage für die Enquete-Kommission 

eigentlich neu definieren. Die Frage ist nicht nur, welche Normen wir abschaffen kön-

nen, sondern letztlich ist die Frage auch, wie wir den Staat leistungsfähiger, moderner, 

digitaler machen können. Deshalb bearbeiten wir in der Enquete-Kommission fünf 

Säulen, fünf Schwerpunkte.

Erstens. Der Abbau von Normen ist nur ein einziger Bereich. Das heißt: Welche 

Normen brauchen wir? Können wir auch mit weniger Normen zurechtkommen?

Zweitens. Brauchen wir einen besseren Gesetzgebungsprozess? Das heißt: Müssen 

wir dafür sorgen, dass Bürokratie überhaupt nicht entsteht und deshalb zum Beispiel 

der Praxischeck nicht nach einem Gesetz, sondern vor einem Gesetz steht? Deshalb 

keine verpflichtenden Vollzugshinweise mehr, sondern mehr Ermessensspielraum für 

die jeweiligen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Behörden, damit diese in eigener 

Kompetenz freier entscheiden können.

Drittens. Wie kann staatliches Handeln durch Einsatz von Digitalisierung, durch Ein-

satz von Künstlicher Intelligenz effizienter und effektiver werden? Wie kann sich der 

Staat mit weniger Personal, mit weniger Aufwand organisieren und damit letztlich auch 

Kosten sparen, insbesondere auch im Hinblick darauf, dass wir zukünftig, wenn die 

Babyboomer in Rente gehen, damit rechnen müssen, möglicherweise gar nicht mehr 

so viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am Arbeitsmarkt zu finden?

Dann kommen zwei Punkte, die mir ganz besonders am Herzen liegen. Viertens. Un-

ternehmensorientierter und bürgerorientierter Service von staatlicher Verwaltung. Wird 

der Bürger, wird der Unternehmer als Kunde und letztlich als derjenige, der mit seinen 

Steuern den Staat bezahlt, gesehen? Das heißt: Ein erfolgreicher Unternehmer, der 
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viel Steuern zahlt, ist letztlich der Garant dafür, dass der Staat überhaupt funktioniert – 

der Unternehmer als Kunde.

Fünftens, ganz wichtig. Modernes Personalmanagement, modernes Personalrecrui-

ting, neues Mindset, neue Kultur in öffentlichen Verwaltungen. Vom Verhindern zum 

Gelingen! Bilden wir Risikovermeider aus oder Erfolgssucher? Ich will eine staatliche 

Verwaltung, die helfende Hand ist. Ich will eine staatliche Verwaltung, die Freude am 

Gelingen hat. Ich will eine staatliche Verwaltung, die dem Bürger sagt: Wir sind für 

dich da. Wir unterstützen dich bei der Umsetzung deiner Visionen und deiner Projekte.

Deshalb mein Appell: Lassen Sie uns gemeinsam Bürokratie abbauen. Aber was 

genauso wichtig ist: Lassen Sie uns den Freistaat Bayern auch zum modernsten, zum 

digitalsten, zum attraktivsten Verwaltungsstandort in Deutschland machen! – Vielen 

herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als nächster Redner spricht für die AfD-Fraktion der Kollege 

Oskar Lipp.

(Beifall bei der AfD)

Oskar Lipp (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren! Mit der Aktuellen Stunde – wir haben schon sehr viel 

darüber diskutiert – nimmt man sich einen schlankeren Staat zum Vorbild. Die CSU 

hat die heutige Aktuelle Stunde nach Jahrzehnten in Regierungsverantwortung hier in 

Bayern, in Berlin sowie in Brüssel beantragt. Man könnte sagen, das ist schon sehr 

mutig.

Noch kurz zu den Vorrednern ein, zwei Punkte; zu Herrn Nussel zum Thema Daten-

schutz: Soweit ich mich erinnern kann, wurde die Datenschutz-Grundverordnung in 

Brüssel im Jahr 2016 auch mit großer Mehrheit der Union eingeführt; so kann man das 
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im Internet recherchieren, das ist für alle frei zugänglich. Jetzt, viele Jahre später, wird 

hier in Bayern beklagt, wie schlecht doch diese damalige Verordnung war.

Zu den FREIEN WÄHLERN: Ich habe vorher von "Verantwortung für dieses Land 

übernehmen" gehört. Im Titel steht "für einen schlanken Staat". – Das hätten Sie vor 

circa einem Jahr im Bundesrat machen können. Vielleicht erinnert sich der eine oder 

andere, auch wenn er ein Politikergedächtnis hat; da kann man sich oftmals nicht so 

gut erinnern, was vor vielen Wochen oder Monaten geschehen ist.

(Johannes Becher (GRÜNE): Wir erinnern uns an die Aussagen der AfD sehr 

genau!)

Wir hatten damals im Bundesrat eine Abstimmung über das historische, immense, fast 

billionenschwere Schuldenpaket, das sogenannte Sondervermögen; ein Ausdruck, der 

das alles sehr verharmlost. Meine Damen und Herren von den FREIEN WÄHLERN, 

Sie sind wieder einmal eingeknickt, haben damals gemeinsam mit der CSU dieses 

Schuldenpaket, das im alten Bundestag verabschiedet worden ist, im Bundesrat 

durchgepeitscht. Da hätten Sie Verantwortung für einen schlankeren Staat zeigen 

können. Das haben Sie nicht gemacht, und daher brauchen Sie sich ein Jahr später 

hier und heute auch nicht zu beschweren.

(Beifall bei der AfD)

Wir haben es vorhin auch schon gehört, noch ein paar Fakten zu Bayern. Schauen 

wir einmal in die Bilanz: Zwischen dem Jahr 2013 und dem Jahr 2023 ist die Zahl der 

Staatsbediensteten von knapp 174.000 auf knapp 222.000 stark angestiegen. Das ist 

eine Steigerung um knapp 50.000 Personen, das sind circa 27 %. Auch die Zahl der 

Rechtsnormen ist in der letzten Legislaturperiode zwischen 2018 und 2023 um circa 

6 % angestiegen. Die CSU redet sehr gern vom schlanken Staat, bläht ihn aber nach 

wie vor weiter wie einen Luftballon auf.
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Zu Ihren sogenannten Modernisierungsgesetzen: Wir haben hier schon das Zweite 

Modernisierungsgesetz gehabt. Hier wurde damals in einer Art Omnibuspaket unter 

sogenanntem Bürokratieabbau auch der Abbau von Bürgerbeteiligung beim Thema 

Windkraft mit durchgedrückt. Meine Damen und Herren, das ist doch wirklich der 

Demokratieabbau, den Sie uns immer vorwerfen, der aber bei uns nicht stattfindet.Die 

CSU betreibt Entbürokratisierung mit der Nagelschere. Wir dagegen wollen mit der 

Kettensäge die Vorschriften abschaffen, meine Damen und Herren. Das heißt: nicht 

Formulare vereinfachen, sondern überflüssige Gesetze streichen, nicht Verfahren be-

schleunigen, sondern unnötige Verfahren abschaffen,

(Toni Schuberl (GRÜNE): Welche denn?)

nicht Beauftragte und Räte einsetzen, sondern Behörden und Ministerien zusammen-

legen oder abschaffen.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Welche?)

– Das habe ich bereits oftmals gesagt: Das Digitalministerium wird dadurch aufgewer-

tet, indem es in die Staatskanzlei zurückgeführt wird.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Das ist die einzige Idee!)

Von daher sage ich: Das sind mehrere Themen.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Das ist die einzige Idee überhaupt! Respekt!)

– Sie haben hier in den letzten Monaten anscheinend nicht aufgepasst; sonst würden 

Sie hier so etwas nicht hereinrufen. Die wirklich großen Bürokratiemonster liegen doch 

nicht nur in München. Sie liegen in Berlin, sie liegen in Brüssel, meine Damen und 

Herren. Genau dort waren Sie hier von allen Fraktionen, die doch für den Bürokratie-

abbau sind, dabei. Sie haben mitgestimmt, Sie haben das alles eingeführt, und jetzt 

auf einmal sind Sie dagegen.
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Ich komme zum Thema Staatsquote. Wir haben in diesem Land eine Staatsquote von 

50 %, in diesem Jahr voraussichtlich 51, 52 %. Vielleicht kann sich jemand von den 

älteren Herren oder Damen noch an Helmut Kohl erinnern, der damals gesagt hat: 

"Bei einer Staatsquote von 50 % beginnt der Sozialismus."

Ich komme zum Thema Brüssel. Im Jahr 2024 kamen fast 1.400 EU-Rechtsakte hinzu. 

Das sind vier Rechtsakte pro Tag. Meine Damen und Herren, ein schlanker Staat 

bedeutet für uns nicht einfach nur weniger Gesetze. Er bedeutet vor allem niedrigere 

Steuern, eine Staatsquote von unter einem Drittel, bezahlbare Energie und eine star-

ke innere Sicherheit als echte Standortfaktoren. Genau diese Rahmenbedingungen 

haben sich doch in den letzten Jahren und Jahrzehnten unter Ihrer Politik verschärft. 

Wir haben Konzepte. Das haben wir bereits ausgeführt: Abschaffung des Klimaschutz-

gesetzes, Abschaffung des Lieferkettengesetzes, Abschaffung des EU-Verbrennerver-

bots, Abschaffung der Nachhaltigkeitsberichterstattung usw. usf. Das wäre eine Liste, 

da würde ich jetzt

(Steffen Vogel (CSU): Bundessache! Landtag! Landtag!)

zwei Minuten noch hier vorne stehen. – Ja, Herr Kollege Vogel, Sie sagen:

(Steffen Vogel (CSU): Landtag!)

Wir sind im Landtag. Ja, was machen Sie denn hier immer? – Sie machen Bundespoli-

tik. Sie könnten eine Bundesratsinitiative starten,

(Michael Hofmann (CSU): Die Zeit!)

um die Gesetze abzuschaffen. Davon habe ich noch nichts mitbekommen.

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege.

Oskar Lipp (AfD): Genau, die Redezeit ist abgelaufen.

(Beifall bei der AfD)
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Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht der Kollege Dr. Stefan Ebner für die 

CSU-Fraktion.

Dr. Stefan Ebner (CSU): Frau Präsidentin, Herr Ministerpräsident, sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen, verehrte Gäste im Haus! Es ist gut, dass dieses Thema heute 

im Rahmen dieser Aktuellen Stunde auf der Tagesordnung steht, weil es wichtig ist, 

dass die Menschen da draußen hören und auch sehen, dass wir dieses Thema ernst 

nehmen. In diesem Parlament sind mitnichten alle für Bürokratieabbau. Die einen 

verstehen Bürokratie nur als etwas Lästiges, das ihnen im Wege steht, um diesen 

Staat zum Selbstbedienungsstaat zu machen; und die anderen bauen Bürokratie 

nachweislich auf, weil sie Freude daran haben, die Kontrolle über die Menschen und 

das einzelne Individuum zu haben.

(Johannes Becher (GRÜNE): Die Enquete-Kommission beweist das Gegenteil!)

Wir nehmen dieses Thema ernst: durch die Modernisierungsgesetze, durch die En-

quete-Kommission, durch die Staatskanzlei in Person von Florian Herrmann, durch 

den Entbürokratisierungsbeauftragten Walter Nussel. Lieber Kollege von den GRÜ-

NEN, es ist natürlich nicht so: Natürlich ist Bayern vorne dran. Die Bitkom hat in 

ihrer neuesten Studie belegt: 91 % der kommunalen OZG-Leistungen sind bereits 

digitalisiert. Bayern ist Nummer eins, Bayern ist Vorreiter, und daran ändert sich auch 

nichts, wenn Sie es immer wieder in Abrede stellen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

Meine Damen und Herren, Bürokratie ist teuer, und Bürokratie schadet. Jedes Jahr 

verursacht die Bürokratie – und zwar die direkte Bürokratie – für die Unternehmen 

Kosten in Höhe von 65 Milliarden Euro: durch das Ausfüllen von Formularen, durch 

Steuererklärungen, durch das Einholen von Genehmigungen, durch Statistiken, die 

erstellt werden usw.; aber das ist nur ein Teil.
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Viel größer ist doch der Teil der indirekten Bürokratiekosten, wenn Unternehmen aus 

dem Markt ausscheiden, weil sie zu viel Bürokratie haben, die sie erdrückt. Unterneh-

men verlagern sich ins Ausland, weil es dort weniger Bürokratie gibt. Junge Menschen 

gründen gar nicht, weil sie vor diesem Bürokratiemonstrum Angst haben, und Unter-

nehmen konzentrieren sich nicht mehr auf das, was sie eigentlich tun sollten, nämlich 

bestmöglich zu produzieren. Stattdessen konzentrieren sie sich darauf, Regulierungen 

auszunutzen, und damit sinkt die Wertschöpfung.

Wenn man das zusammenzählt – der Kollege Vogel hat es gerade gesagt –, kommen 

147 Milliarden Euro pro Jahr an entgangener Wertschöpfung heraus. Wenn man das 

jetzt einmal ins Verhältnis setzt und einordnet, wäre das ein jährliches Wirtschafts-

wachstum von 4 %, oder es wäre ein Bruttoinlandsprodukt pro Kopf von zusätzlich 

2.000 Euro pro Jahr, oder es ist die gesamte Wirtschaftsleistung der deutschen Auto-

mobilindustrie, oder, um es regional zu betrachten, die gesamte Wertschöpfung des 

Freistaates Sachsen. Es lohnt sich also, Bürokratie abzubauen.

Es braucht eine Doppelstrategie: Überflüssige Bürokratie muss grundlegend abgebaut 

werden. Das machen wir hier in Bayern mit dem Modernisierungsgesetz sehr erfolg-

reich. Die Bürokratie, die wir unbedingt brauchen, muss strikt und konsequent digita-

lisiert werden. Auch das machen wir. Ich wiederhole: 91 % aller OZG-Leistungen 

sind bereits digitalisiert, und deswegen sind wir in Bayern, glaube ich, auf einem 

guten Weg, wenn auch noch nicht am Ziel. Uns bleibt jetzt nichts anderes übrig, als 

Verwaltung zu digitalisieren, weil uns der demografische Wandel einholt und die öffent-

liche Verwaltung der Wirtschaft nicht zu viele Arbeitskräfte entziehen darf. Im Übrigen 

dauern, wenn in der Verwaltung Personal fehlt, die Verwaltungsvorgänge dann noch 

länger, als es teilweise ohnehin schon der Fall ist. Es braucht also einen umfassenden 

Abbau, und es reicht auch nicht, diesen nur in Teilbereichen umzusetzen.

Was macht der Bund? – Ich danke dem Ministerpräsidenten, dass er sich in Berlin 

sehr stark für die Abschaffung von Berichts- und Dokumentationspflichten eingesetzt 

hat. Mit dem Modernisierungsgesetz in Bayern machen wir das schon. Die Abschaf-
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fung betrieblicher Beauftragter treiben wir in Bayern über den Bundestag und den 

Bundesrat weiter voran, ebenso die Ausweitung der Genehmigungsfiktion. Auch in 

diesem Bereich sind wir in Bayern schon ganz vorne mit dabei.

Was machen wir in Bayern bei der Entbürokratisierung? – Da will ich ein besonderes 

Beispiel herausgreifen: Wir strengen uns sehr an, das Gründen in 24 Stunden umzu-

setzen. Das ist kein rein bayerisches Thema, das allein im Handlungsspielraum des 

Freistaates Bayern liegt. Da müssen wir durch die Registermodernisierung im engen 

Schulterschluss mit dem Bund arbeiten, sodass wir es schaffen, dass die Gründer – 

und überhaupt Unternehmer – ihre Daten nicht mehrfach bei verschiedenen Behörden 

einreichen müssen. Bürokratie ist kein Nischenthema. Es ist nicht nur etwas für Ver-

waltungsjuristen. Bayern schaut und redet hier nicht nur, sondern Bayern macht. Bei 

der Bürokratie ist weniger mehr, und genau das machen wir hier in Bayern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Nächster Redner ist der Kollege Michael Hofmann für die 

CSU-Fraktion.

Michael Hofmann (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-

legen, sehr geehrter Herr Ministerpräsident! Wenn sich Menschen die Frage stellen, 

warum das mit der Entbürokratisierung eigentlich nicht schneller, nicht einfacher, nicht 

effektiver geht, dann ist die Aktuelle Stunde heute ein beredtes Beispiel dafür, warum 

es nicht schneller geht und warum es nicht effektiver ist.

Jetzt will ich an der Stelle erst einmal mit etwas Positivem anfangen, damit wir auch 

sehen, dass wir nicht nur darüber reden, sondern dass wir auch handeln. Sehr geehr-

ter Herr Ministerpräsident, seit 2018 haben wir 700 Einzelmaßnahmen auf den Weg 

gebracht und abgeschafft. Das ist übrigens doppelt so viel, wie Baden-Württemberg 

und Nordrhein-Westfalen zusammen in der Zeit geschafft haben. Wir haben es weiter-

hin geschafft, das selbstgesteckte Ziel, bis 2024 10 % aller Verwaltungsvorschriften 

abzuschaffen, zu übertreffen. Es sind 15 % geworden, und deswegen sagt man jetzt: 
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Na gut, dann probieren wir es einmal mit 30 %. Man muss ehrlich sein: Nicht jede 

Verwaltungsvorschrift, die es gibt, ist Mist, und nicht jede Vorschrift, die vorhanden ist, 

führt automatisch zu einer Schwierigkeit in der Beantragung. Viele der Vorschriften, 

die wir haben, geben auch Rechtssicherheit

(Johannes Becher (GRÜNE): Stimmt!)

und sagen den Menschen, wie es funktioniert; aber wenn wir es ehrlich meinen, 

dann braucht es gleichzeitig den Mut, den Menschen zu sagen: mehr Eigenverantwor-

tung, mehr Selbstbestimmung, und nicht fragen, ob es vielleicht verboten ist, sondern 

einfach einmal machen. Das haben wir hier auch getan. Sehr geehrter Fraktionsvorsit-

zender, dieses "Einfach-mal-machen-Gesetz" gäbe es nicht, wenn Sie es nicht ange-

stoßen hätten, lieber Klaus Holetschek. Wir hätten auch keine Enquete-Kommission 

hier, wenn sie nicht von der CSU angesprochen und in Szene gesetzt worden wäre, 

wie es der Fraktionsvorsitzende gemacht hat.Auf einmal finden es alle super. Aber bis 

man es endlich einmal auf den Weg gebracht hat, das ist eine völlig andere Geschich-

te. Diejenigen, die als Erste mit dem Kopf durch die Mauer rennen, werden erst einmal 

belächelt. Aber wenn sie durchgebrochen sind, dann wollen alle hinterherlaufen. Wir 

sind diejenigen, die durchbrechen, und wir wissen auch, warum wir durchbrechen.

(Beifall bei der CSU)

Vier Modernisierungsgesetze sind auf den Weg gebracht worden, und ich kann mich 

an die Diskussionen hier erinnern. Zu jedem einzelnen Gesetz gab es ständig eine 

Bedenkenträgerei: Warum man diese Vorschrift vielleicht doch noch braucht, warum 

man aber diese Berichtspflicht jetzt nicht abschaffen sollte, warum man diese Prüfung 

und diesen Sachverständigen doch noch braucht. Sie tun so, als wäre das eine 

Entschlackung, die sich der Staat gönnt. Tatsache ist, dass jede einzelne Prüfung, 

jeder einzelne Bericht und jede einzelne Maßnahme Menschen, die vorwärtskommen 

wollen, behindern.
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Sie sagen jetzt: Das Gericht hat aber erklärt, dass es Bedenken gibt, wenn die 

Umweltverträglichkeitsprüfung in Verbindung mit dem Skilift nicht durchgeführt wird. 

Dann muss ich sagen: Wo liegt denn der Mehrwert? Hat das Gericht festgestellt, 

dass die Situation ohne Umweltverträglichkeitsprüfung materiell gesehen schlechter 

wäre? Oder geht es den Gerichten möglicherweise nur darum, bestimmte Standards 

einzuhalten, weil es dann insgesamt leichter wird, die Verantwortung abzuschieben? – 

Dann kann man sagen: Dafür ist der Gesetzgeber zuständig. Wir sprechen nur Recht.

Wenn wir einen Mentalitätswechsel wollen, dann geht es nicht allein dadurch, dass wir 

diesen hier im Parlament beschließen. Vielmehr muss dafür die ganze Gesellschaft 

mithelfen. Dabei muss der Staat natürlich vorangehen und sagen: Das wünschen wir 

uns in Zukunft. – Und diese Wünsche wollen wir vorantreiben. Das bedeutet auch 

gleichzeitig, dass wir einen Mentalitätswechsel in den Behörden brauchen. Ich habe 

oft genug erlebt, dass man Vorschriften abgeschafft hat, aber manche gesagt haben: 

Ich weiß es nicht genau, aber am besten halten wir uns an das, was wir schon einmal 

gemacht haben. So sind wir auf der sicheren Seite.

Auf der sicheren Seite sein zu wollen, ist ein völlig verständliches Gefühl; aber es 

behindert uns allmählich. In einer Zeit, in der man links und rechts an uns vorbei-

rauscht, dürfen wir nicht allein darüber nachdenken, was denn die sichere Variante 

ist. Vielmehr ist der alles entscheidende Punkt, wie wir unseren Wohlstand sichern. 

Herr Kollege Becher, mit Zögern und Zaudern, mit Überlegen, mit Hadern und mit 

Bedenkenträgerei werden wir diesen Wohlstand nicht sichern. Die Mutigen werden 

diesen Wohlstand sichern, weil sie vorangehen und sagen: Wir wissen, wie es geht. 

Wir machen es einfach einmal.

(Beifall bei der CSU)

In diesem Sinne wünsche ich mir mehr Rückhalt für diese Maßnahmen in diesem 

Parlament; denn dieser Staat hat es verdient. Wir sind Vorreiter für die Bundesrepublik 

Deutschland. Die Berichtspflichten haben wir abgeschafft. Wenn wir jetzt auf Bundes-
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ebene auch noch die Statistikpflichten einkassieren – das würde ich mir nämlich wün-

schen –, dann haben wir im ersten Schritt alles erreicht, was wir erreichen wollten. Der 

zweite Schritt kommt als Nächstes.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Abschließend spricht für die Staatsregierung Herr Staatsmi-

nister Dr. Florian Herrmann.

Staatsminister Dr. Florian Herrmann (Staatskanzlei, Bundesangelegenheiten und 

Medien): Frau Präsidentin, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich glaube, dass es eine gute Idee der CSU-Fraktion war, heute für die 

Aktuelle Stunde das Thema Entbürokratisierung aufzurufen. Dies ist gewissermaßen 

eine Zwischenbilanz der Bemühungen aller Ebenen auf diesem Gebiet. Dabei handelt 

es sich um die Bemühungen der Staatsregierung, des Landtags, der Enquete-Kom-

mission und auch um die Bemühungen der Bundesebene. Deshalb ist es gut, dass 

wir darüber sprechen und eine Standortbestimmung vornehmen. Ich danke insbeson-

dere den Rednern der Regierungsfraktionen, den Kollegen Nussel, Vogel, Dr. Ebner, 

Hofmann und Herrn Kollegen Frühbeißer für die sehr ausgewogenen und klugen 

Beiträge.

Zu den Ausführungen des Kollegen Becher muss ich sagen: Das ist nicht alles falsch; 

aber man merkt halt zum einen immer eine gewisse Scheinheiligkeit und zum anderen 

immer eine gewisse Bayernfeindlichkeit.

(Lachen bei den GRÜNEN)

Das Scheinheilige – nur um ein Beispiel zu nennen – wurde deutlich, als es um 

die Frage des Datenschutzes ging. Ich kann mich noch lebhaft erinnern, wie wir im 

Rechtsausschuss beieinandersaßen. Damals ging es um die Zulassung von Google 

Street View. An die Beiträge der GRÜNEN zu dieser Diskussion kann ich mich noch 

erinnern: Google Street View sei ein Teufelswerk, und man müsse das aus den 
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vielen Gründen, die zum Thema Datenschutz immer ins Feld geführt werden, unbe-

dingt verhindern. Derselbe Abgeordnete fordert jetzt, das Steuersystem Norwegens zu 

übernehmen, bei dem die gesamten Steuerdaten aller Bürgerinnen und Bürger offen 

abrufbar sind. In welcher Welt leben Sie? – Das ist unrealistisch!

(Beifall bei der CSU)

Weiter sollten Sie damit aufhören, unser Land immer so leichtfertig schlechtzureden. 

Natürlich schauen wir nach Österreich und haben Kontakte zur österreichischen Re-

gierung. Die Enquete-Kommission ist dorthin gereist. Wir beobachten, was dort ge-

schieht und was wir vielleicht noch besser machen können. Aber wenn Sie internatio-

nale Studien zum Thema Digitalisierung lesen, dann stellen Sie fest, dass auf diesem 

Feld Bayern und nicht Österreich der Vorreiter ist. In bestimmten Bereichen sind die 

Österreicher ein Stück weiter vorne, zum Beispiel bei den digitalen Bürgerservices. 

Im Zusammenhang muss man jedoch berücksichtigen, dass es sich dabei um die 

Zuständigkeit des Bundes handelt. Wir befinden uns hier in Bayern und nicht auf der 

Bundesebene. Bei Österreich und dessen Bundesregierung handelt es sich dagegen 

um die Bundesebene.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin froh, dass bei uns auf der Bundesebene ab 

dem 1. Januar 2027 zum Beispiel die Digitale Wallet kommen wird. Damit werden 

diese Services möglich. In den anderen Bereichen sind wir selbstverständlich die 

Vorreiter, auch bei der Digitalisierung der Verwaltung. Das wird zwar immer schlecht-

geredet; aber es entspricht einfach nicht der Realität. Wir sind bei der Digitalisierung 

der Verwaltung besser aufgestellt als andere, beispielsweise die Österreicher. Für uns 

als Technologiestandort gilt das sowieso. Deshalb spreche ich noch einmal die Bitte 

aus, Bayern nicht entgegen der Realität schlechtzureden. Man kann die Politik einfach 

einmal loben, die hier in den letzten Jahren umgesetzt wurde.

Generell sage ich in Richtung der GRÜNEN: Es ist ja schön, wenn Sie die großen 

Linien zeichnen und zum Ausdruck bringen, was alles wünschenswert wäre und noch 
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besser sein könnte. Vieles davon stimmt ja auch. Das wollen wir jetzt vor allem auf 

der Bundesebene auch anstreben: Die total durchdigitalisierten Verwaltungsverfahren 

usw. usf. Ich bitte aber auch darum, dass die Schritte, die wir im Einzelnen gehen, 

nicht laufend von Ihnen torpediert werden. Das hat auch Herr Kollege Hofmann gera-

de ausgeführt. Bei den Modernisierungsgesetzen und Ähnlichem ist es ein Kampf, weil 

Sie überall ein Haar in der Suppe finden und das kritisieren, weil es Ihnen nicht passt. 

Ich würde Sie einfach bitten, Ihre Ansichten in einem angemessenen Verhältnis zu 

präsentieren und nicht so polternd aufzutreten.

(Beifall bei der CSU)

In Richtung der AfD und an Frau Ebner-Steiner gerichtet möchte ich Folgendes 

anmerken: Sie haben die rhetorische Frage gestellt, ob es sich hier noch um ein 

Parlament handelt oder ob das schon Satire ist. Ganz ehrlich, diese Frage müssen 

Sie sich selbst stellen, weil Ihr Beitrag tatsächlich Satire war. Ich gebe einfach einen 

guten Tipp: Wenn Sie sich schon mit ChatGPT auf diese parlamentarische Diskussion 

vorbereiten, dann könnten Sie vielleicht noch einen Moment nachdenken und im Zu-

sammenhang die Plausibilitätsfrage stellen, ob die Zahlen, die der Chatbot ausspuckt, 

wirklich stimmen.

(Beifall bei der CSU)

Sie haben ausgeführt, wir hätten in den letzten Jahren 100.000 neue Stellen geschaf-

fen. Das ist völlig absurd. Ich frage Sie: Wie viele Stellen haben wir denn überhaupt 

im bayerischen Staatsdienst? In Bayern gibt es 230.000 Beamtenstellen, davon sind 

101.000 Stellen für Lehrkräfte. Nach Ihrer Auffassung haben wir die Zahl der Lehrer in 

Bayern verdoppelt.

(Anna Rasehorn (SPD): Das wäre wünschenswert!)

Das ist völliger Unfug! Sie haben natürlich die Einstellungszahlen mit den Planstellen 

verwechselt. Neue Stellen haben wir vor allem im Bereich der Lehrkräfte und im 
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Bereich der Polizei geschaffen. Dort ist ein Aufwuchs auch sinnvoll, weil das Land 

wächst, weil die Menschen in Bayern mehr werden und damit auch die Aufgaben 

wachsen. Im Übrigen gibt es ein Einstellungsmoratorium in den nächsten beiden Jah-

ren und das Ziel, bis zum Jahr 2040 10.000 Stellen abzubauen. Dieses Ziel werden 

wir auch verfolgen. Frau Ebner-Steiner, Ihr Vorwurf, ob es sich hier noch um ein 

Parlament handelt oder ob das schon Satire ist, der fällt auf Sie zurück.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD)

Abgesehen davon kommt dabei auch immer Ihre Parlamentarismusfeindlichkeit zum 

Ausdruck. Bei Ihnen muss man sowieso die Frage stellen: Ist es eigentlich noch blau, 

oder ist es schon braun?

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD – 

Widerspruch bei der AfD – Christoph Maier (AfD): Was fällt Ihnen überhaupt ein!)

Positiv ist auch, dass wir uns größtenteils im Parlament einig sind über die grundsätz-

liche Ausrichtung. Ich finde immer wichtig, dass man sich klarmacht: Entbürokratisie-

rung – das haben mehrere Kolleginnen und Kollegen auch schon gesagt – ist an 

sich kein Selbstzweck, sondern hat einen Sinn. Es geht darum, den Staat handlungs-

fähiger und schlagkräftiger zu machen und die Menschen, die ihre Arbeit machen, 

möglichst sinnvoll einzusetzen, um den Bürgerinnen und Bürgern und um den Unter-

nehmen in diesem Land die Dinge besser zu ermöglichen.

Das erfordert ein ganz grundsätzliches Umdenken, das damit anfangen muss, sich 

immer die Grundsatzfrage zu stellen: Für was ist eigentlich der Staat da? – Der Staat 

ist da, um für die Schwachen da zu sein, um für die Infrastruktur zu sorgen, für die 

Sicherheit und die Bildung. Im Übrigen soll man die Menschen eigentlich machen 

lassen, die Unternehmerinnen und Unternehmer machen lassen. Die Bürgerinnen 

und Bürger wissen meistens selber, was für sie gut und richtig ist. Das bedeutet der 

Ansatz, aus der Freiheit heraus zu denken, aus dem Vertrauen in unsere Gesellschaft 

zu denken, nicht aus dem Misstrauen und aus Kontrollwillen, aus der Vorstellung, dass 
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jeder immer ein schwarzes Schaf ist. Das bedeutet, nicht alle vom schwarzen Schaf 

her zu denken, sondern vom Normalfall her, dass jemand rechtschaffen seine Dinge 

erledigen will.

Dort, wo es dann Probleme gibt, gibt es das Strafrecht. Da kann man dem nachgehen 

und im Einzelfall hart bestrafen und Einzelfallkontrollen machen. Aber es geht sozu-

sagen darum, dieses Gesamtsystem, das sich über die Jahre anders entwickelt hat, 

wieder vom Kopf auf die Beine zu stellen. Das ist der Grundansatz bei dem Ganzen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Das tun wir auch in den unterschiedlichen Maßnahmen und Elementen. Das heißt, 

wir haben seit 2018 tatsächlich 700 Einzelmaßnahmen umgesetzt, also gestrichen. 

Wir haben 15 % der Verwaltungsvorschriften abgebaut und wollen auf 30 % Abbau 

kommen. Ganz wichtig, ein zentrales Element – Steffen Vogel hat das auch erwähnt 

– sind die Modernisierungsgesetze, das heißt, diese Methodik des Durchforstens der 

Rechtsmaterie im Freistaat Bayern, gesetzlich und untergesetzlich, immer mit der 

Frage, braucht es das noch oder kann das weg, und zwar immer orientiert an dieser 

Leitfrage, die ich gerade formuliert habe, nämlich: Muss man das als Staat wirklich 

alles regeln, oder überlässt man das lieber den Menschen selber?

Deshalb sind in diesen Modernisierungsgesetzen eine ganze Reihe von Elementen 

drin, zum Beispiel deutliche Genehmigungsfreistellungen beim Baurecht. Das ist ein 

ganz wichtiger Schritt. Da merkt man übrigens, dass es im Kopf zum Umdenken 

kommen muss, indem man sagt: Natürlich muss ein Gebäude nach Recht und Ge-

setz errichtet sein, nach Statikvorschriften usw., aber ich brauche nicht für alles eine 

Genehmigung, sondern kann es den Leuten überlassen, das selber zu entscheiden. 

In die Richtung müssen wir noch deutlich mehr kommen, einfach noch viel mehr 

genehmigungsfrei stellen.

Einfaches Kontrollbeispiel: Wir fahren alle Auto, ohne dass wir jede einzelne Fahrt 

genehmigen lassen, obwohl das durchaus ein gefährliches Unterfangen ist, im Auto 
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herumzufahren. Da gibt es eine Führerscheinprüfung und einen TÜV, und dann fährt 

man einfach, anstatt jede Fahrt von irgendeiner Behörde genehmigen lassen zu müs-

sen.

Warum gilt dieser Gedanke nicht auch in vielen anderen Bereichen? – Das ist auch 

der Ansatz, den wir in unserer Kommission verfolgen, der Kommission für Staatsre-

form. Da geht es nicht mehr ums Durchforsten und Streichen, sondern um prinzipielle 

Fragen: Wie kann ich Verwaltungsprozesse so gestalten, dass sie diesem Geist in 

der heutigen Zeit entsprechen? Das Vergaberecht haben wir deutlich entschlackt, das 

Förderrecht haben wir entschlackt gerade unter dem Gesichtspunkt, nur noch Stich-

proben zu machen, was beschafft werden darf bis zu bestimmten Grenzen, nicht alles 

im umfassenden Sinn nachweisen zu müssen. Als das Wichtigste empfinde ich nach 

wie vor, den "Stand der Technik" aus unseren bayerischen Gesetzen herauszustrei-

chen, weil das die Schwelle deutlich senkt. Das spart Kosten und spart erheblichen 

Aufwand.

Wir machen das mit den Modernisierungsgesetzen, mit Walter Nussel, unserem er-

folgreichen Beauftragten für Bürokratieabbau, mit dem Normenkontrollrat, mit den 

Kolleginnen und Kollegen, die dort sind mit Walter Nussel vorne dran, mit der Enquete 

von Steffen Vogel und mit der Kommission für Staatsreform, wo etliche tätig sind.

Wir freuen uns darüber, dass wir – jetzt kommt es – wirklich Vorreiter sind, weil wir 

mit vielen konkreten Vorschlägen in die Koalition in Berlin gestartet sind, und zwar 

nicht nur abstrakt, was man alles tun könnte und irgendwann machen sollte, sondern 

mit konkreten Gesetzentwürfen, zum Bespiel zum Thema Abschaffung von Statistiken. 

Das ist ein konkreter Gesetzentwurf in Berlin, überreicht von den Kolleginnen und 

Kollegen, die jetzt damit arbeiten können.

Genauso ist es bei den ganzen Berichtspflichten: Wir sind da in Bayern vorangegan-

gen. Da haben alle wieder aufgeschrien: Berichte, lebensnotwendig! – Das waren 

aber nur die Berichte, die den Staat betreffen, weil wir für den Rest nicht zuständig 
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sind. Jetzt werden Hunderte von Berichtspflichten gestrichen vonseiten der Bundesre-

gierung und durch den Bundestag, durch die föderale Modernisierungsagenda und 

durch das, was im Koalitionsausschuss vereinbart wurde. Das sind alles Methodiken 

nach bayerischem Vorbild. Die fragen, wie macht ihr das, und dann machen sie das 

auch, genauso wie das auch die anderen Bundesländer tun. Darum sind wir da überall 

Vorreiter.

Da gibt es keinen Grund, das schlechtzureden, ganz im Gegenteil. Das ist wirklich 

ein guter Ansatz. Wir sollten den auch weiterhin so betreiben, möglichst mit großer 

Zustimmung hier im ganzen Haus. Wenn die Opposition nicht mitmachen will, weil sie 

Bürokratie mehr liebt, als sie zugibt, dann machen wir das halt als Regierungsfraktio-

nen und als Koalition in Bayern alleine. Aber wir machen es, weil wir es für richtig 

halten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.
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